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rechte im gesamten Beschaffungsprozess berücksichtigen müssen, angefangen von der Festle-
gung gesetzlicher Regeln und Grundsätze für die Beschaffung über Planung, Risikobewertung 
und Ausschreibung bis hin zu Monitoring und Überprüfung“.

Auch der Europäische Menschenrechtsgerichtshof hat klargestellt, dass Staaten und öffentliche 
Institutionen verpflichtet sind, angemessene Schritte zu setzen, um Menschenrechtsverletzungen 
durch nicht-staatliche Akteure zu verhindern, darunter auch durch Unternehmen.

Die Richtlinie

Die neue EU-Richtlinie über die öffentliche Auftragsvergabe von 2014 soll das Vergaberecht der 
EU umgestalten und modernisieren sowie „Auftraggeber befähigen, die öffentliche Auftragsver-
gabe besser zur Unterstützung gemeinsamer gesellschaftlicher Ziele zu nutzen“. Sie muss bis 
zum Frühjahr 2016 von allen Mitgliedsstaaten in nationales Recht umgesetzt werden. Die Richtli-
nie war Gegenstand einer breiten Diskussion über die Rolle der öffentlichen Beschaffung bei der 
Gewährleistung gesellschaftlich verantwortlichen Handelns. 

Die Richtlinie eröffnet öffentlichen Institutionen neuen Spielraum, Maßnahmen zu integrieren, um 
die Achtung der Menschenrechte zu fördern. Bis zu einem gewissen Grad, meint Claire Methven 
O’Brian, und erklärt: „Die Richtlinie scheint aber dennoch das Potenzial zu haben, den Spielraum 
öffentlicher Auftraggeber bei der Integration der Achtung der Menschenrechte einzuschränken. 
Beispielsweise verlangt die Richtlinie, dass öffentliche Auftraggeber allfällige Kriterien mit dem 
Auftragsgegenstand verknüpfen und schließt aus, dass öffentliche Auftraggeber die Aktivitäten 
eines Unternehmens insgesamt in Betracht ziehen können, einschließlich seiner Sozial- und 
Umweltpolitik. Hier wurde eine Chance versäumt“, bedauert Claire Methven O’Brian.

Das bedeutet, dass etwa eine Universität, die 20 Server kauft, von HP, Dell oder Lenovo nicht 
verlangen kann, die Arbeitsrechte generell zu beachten; stattdessen besagt die Richtlinie, dass 
bestimmte Anforderungen an die gesellschaftliche Verantwortung nur in Zusammenhang mit den 
bestimmten Gütern oder Dienstleistungen gestellt werden können, die Gegenstand des Auftrags 
sind. In manchen Fällen, in Abhängigkeit von den jeweiligen Gütern und ihrem Herstellungspro-
zess, kann das sehr schwierig sein, merkt Methven O’Brian an.

Täglich treffen sich ab 8 Uhr abends junge Männer für ein Basketball-Match außerhalb des Wistron-Geländes.
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Guter Fortschritt

Öffentliche Beschaffung ist für Staaten ein wunderbares Instrument, ihrer Verpflichtung zum 
Schutz der Menschenrechte im Rahmen ihrer geschäftlichen Transaktionen mit Unternehmen 
nachzukommen, versichert Dr. Olga Martin-Ortega. Sie lehrt Internationales Öffentliches Recht an 
der Universität von Greenwich in Großbritannien und leitet die Forschungsgruppe für Wirtschaft, 
Menschenrechte und Umwelt. Allerdings, so Olga Martin-Ortega, hätten „Staaten und öffentliche 
Institutionen das Potenzial der öffentlichen Beschaffung, Unternehmen dazu zu bringen, die Men-
schen- und Arbeitsrechte zu respektieren, noch nicht voll ausgeschöpft“.

Im Vergleich zur früheren Richtlinie sei die EU-Richtlinie über die öffentliche Auftragsvergabe von 
2014 jedoch als Fortschritt zu betrachten, versichert Olga Martin-Ortega. Sie sieht zwar wie Claire 
Methven O’Brian noch großes Verbesserungspotenzial, meint aber, dass die Richtlinie öffentlichen 
AuftraggeberInnen doch ermöglicht, soziale Kriterien im Zusammenhang mit den sozio-ökonomi-
schen Bedingungen der Produktion einzubeziehen, auch wenn sie nicht direkt mit den Produkten 
verknüpft sind, die Gegenstand des Auftrag sind. Sowohl Artikel 42 als auch Artikel 67 der Richtli-
nie ermöglichen öffentlichen Institutionen, Kriterien einzubeziehen, die sich auf die Herstellungs-
prozesse in verschiedenen Phasen des Produktlebenszyklus beziehen, von der Gewinnung von 
Rohstoffen bis zur Produktion und Performance, wozu potenziell auch soziale Kriterien gehören 
könnten.

„Diese Artikel eröffnen öffentlichen Auftraggebern wunderbare Chancen, soziale Kriterien einzube-
ziehen und die Bestimmung zu umgehen, wonach es nicht möglich ist, Bedingungen zu stellen, 
die nicht unmittelbar mit bestimmten Produkten verknüpft sind“, versichert Ortega.

Olga Martin-Ortega geht davon aus, dass es in Zukunft immer mehr öffentliche Beschaffungsstel-
len geben wird, die den durch die Richtlinie geschaffenen Spielraum aktiv nutzen.
„Es ist noch nicht so viele Jahre her, dass das einzige, was öffentliche Auftraggeber interessierte, 
der Preis und das Preis-Leistungs-Verhältnis war. Das ändert sich jetzt. Ich habe an einer Konfe-
renz mit 600 Beschaffungsverantwortlichen von Universitäten teilgenommen, die nun über CSR 
(Corporate Social Responsibility) und darüber debattieren, wie man Rechtsverletzungen in der 
Lieferkette der von ihnen gekauften Produkte verhindern könnte. Das ist ein großer Schritt“, gibt 
sich Olga Martin-Ortega optimistisch.

„Soft Law“ und „Hard Law“

Die Frage der gesellschaftlichen Verantwortung öffentlicher AuftraggeberInnen hat in den letzten 
Jahren an Bedeutung gewonnen. An der Städtischen Universität Hongkong haben sich der 
Dozent Chris K.C. Chan und die promovierte wissenschaftliche Mitarbeiterin Elaine Sioleng Hui, 
beide von der Abteilung für Angewandte Sozialwissenschaft und ExpertInnen für chinesisches 
Arbeitsrecht, mit dem CSR-Zugang von Unternehmen in China und Ostasien beschäftigt. Beide 
sind skeptisch, was den von ihnen so bezeichneten „Soft Law“-Zugang zu ArbeiterInnenrechten 
betrifft, worunter sie CSR-Programme und die UN-Leitlinien (UNGP) verstehen.

Chris K.C. Chan und Elaine Sioleng Hui sehen jedoch Chancen für öffentliche Institutionen in 
Europa, global agierende Unternehmen und ihre Lieferanten zu beeinflussen, um die lokalen 
Bedingungen in China zu verbessern.
„Auf lokaler Ebene haben Unternehmen ein großes Potenzial, auf einen besseren Schutz der 
Rechte der Arbeitnehmer hinzuwirken und sowohl lokale Hersteller als auch Behörden zu zwin-
gen, das Arbeitsrecht einzuhalten. Lokalregierungen in China sind sehr unternehmensfreundlich 
und sind auf Investitionen angewiesen, sie sind daher sehr beeinflussbar“, versichert K.C. Chan.
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Elaine Sioleng Hui glaubt, dass öffentliche Beschaffungsstellen in Europa einen positiven Beitrag 
zum besseren Schutz der ArbeiterInnenrechte in China leisten können. Sie hält es aber für sehr 
wichtig, dass sich öffentliche Institutionen der Schwächen von CSR bewusst sind, insbesondere 
im Hinblick auf durchsetzbare Regeln und Verantwortlichkeiten. „Verhaltenskodexe, UNGP und 
CSR-Programme sind ‚Soft Law‘. Wenn man sie nur mangelhaft befolgt oder sich gar nicht daran 
hält, wird niemand bestraft, weder die Unternehmen noch die öffentlichen Auftraggeber“, erläutert 
Hui. Hui und K.C. Chan kommen in ihrer Analyse zum Schluss, dass „Soft Law“ ein effektives 
Mittel geworden ist, um gesetzliche Verpflichtungen zu vermeiden und/oder zu verringern.

Anstatt sich ernsthaft darum zu bemühen, die gesetzlichen Rechte von ArbeiterInnen durchzuset-
zen und zu fördern, wie es von der Gesetzgebung gefordert wird, erstellen Unternehmen ihre 
eigene CSR-Politik und bekennen sich zu „Soft Law“ wie etwa den UNGP, kritisiert Hui. CSR ent-
wickelt sich dann zu einem „System neben dem Gesetz, aber nicht zu einem besseren System, 
sondern bloß zu einem, das den Unternehmen besser in den Kram passt. Wären die Unternehmen 
tatsächlich daran interessiert, die grundlegenden Rechte der Beschäftigten an ihren Standorten in 
China zu schützen, könnten sie einfach verlangen, dass sich ihre Lieferanten streng an das chine-
sische Arbeitsrecht halten, das dem Buchstaben nach sehr fortschrittlich und konkret ist“, argu-
mentiert Hui.

CSR bringt den ArbeiterInnen wenig

Die zwei Hongkonger WissenschaftlerInnen beschreiben CSR als ein Mischmasch von Interessen, 
das letztlich wenig zu einem besseren Schutz der ArbeiterInnenrechte in China beigetragen hat.
Aus Sicht von Chris K. C. Chan sind transnationale Unternehmen nicht an „Hard Law“, d.h. durch-
setzbaren gesetzlichen Bestimmungen interessiert. Er verweist etwa auf 2007, als die chinesische 
Regierung das Recht auf Kollektivverhandlungen gesetzlich verankerte, und auf 2008, als das 
Arbeitsvertragsgesetz verabschiedet wurde, das die Rechtsstellung der Beschäftigten weiter ver-
besserte – darunter die Einführung des Rechts, Arbeitgeber direkt zu klagen und nicht indirekt 
über den Staat.

Die Geschäfte und Restaurants außerhalb des Wistron-Geländes decken die Grundbedürfnisse der Beschäftigten ab.
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„Die Unternehmen beklagten sich damals, dass das neue Gesetz der Wirtschaft schaden werde, 
da es die Produktionskosten erhöhe“, erinnert sich Chan. „Dass das Gesetz mehr Schutz für die 
Beschäftigten bringen wird, begrüßten nur wenige.“
Auf Basis ihrer Analyse der CSR-Praxis von Unternehmen in China kommt Elaine Sioleng Hui zum 
Schluss, dass CSR es Unternehmen ermöglicht hat, sich als aktive Förderer der ArbeiterInnen-
rechte zu präsentieren, während sich vor Ort nur sehr wenig verändert. Hui meint daher, dass sich 
öffentliche AuftraggeberInnen in Europa sehr darüber im Klaren sein sollten, welche Arena sie 
betreten, wenn sie eine CSR-Dimension in die öffentliche Auftragsvergabe integrieren.

Einen etwas anderen Standpunkt vertritt Andreas Rasche, Professor für Business in Society am 
Zentrum für Corporate Social Responsibility der Copenhagen Business School in Dänemark. Er 
stimmt darin überein, dass CSR und „Soft Law“ in vielen Fällen „zu weich“ bleibe, meint aber, 
dass „Hard Law“ auch nicht der Weisheit letzter Schluss sei: Unternehmen und Behörden könnten 
stets Mittel und Wege finden, die Regeln zu umgehen, sofern sie das wirklich wollten.

„Hard Law an sich wird nicht viel ändern, da viele der Probleme in Ländern anzutreffen sind, die 
über eher geringe Kapazitäten und Ressourcen verfügen, dem Recht auch zur Geltung zu verhel-
fen. Was gebraucht wird, ist eine intelligente Mischung aus Soft Law und Hard Law. Unternehmen 
müssen lernen, dass eine verfehlte CSR-Politik mit realen Geschäftsrisiken verbunden sein kann“, 
meint Andreas Rasche. „Gleichzeitig braucht es im Rahmen der Multi-Stakeholder-Kooperation 
Verbesserungen bei der Durchführung der Audits und dem Monitoring von Soft Law, wenn sie 
etwas bewirken soll.“

Gefragt: Besseres Monitoring

Für Olga Martin-Ortega steht fest, dass öffentliche Beschaffungsstellen in Europa tatsächlich über 
Einfluss verfügen und eine aktive Rolle bei der Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der glo-
balen IT- und Elektronikindustrie spielen können. „Öffentliche Auftraggeber sind Großkunden von 
elektronischen Produkten und können einen wesentlichen Einfluss auf Lieferketten und letztlich 
die Menschenrechte derjenigen nehmen, die in diesen Lieferketten arbeiten. Wenn sie vermehrt 
klare soziale Forderungen stellen, werden die Unternehmen entsprechend reagieren.“

Die größte Herausforderung für öffentliche Beschaffungsstellen, die soziale Kriterien bei ihrer Auf-
tragsvergabe einbeziehen wollen, ist laut Martin-Ortega jedoch die Frage des Monitoring. „Soziale 
Kriterien in den Auftrag einzubeziehen ist eine Sache, aber öffentliche Auftraggeber haben keine 
Kapazitäten, die Lieferketten und die Einhaltung der Kriterien durch Lieferanten eng und planmä-
ßig zu überwachen. Die Überwachung der Einhaltung der Regeln durch die Lieferanten ist der 
Kern der Sache, wenn sich die Realität in den Fabriken der IT- und Elektronikhersteller ändern soll. 
Monitoring ist der Bereich, in den öffentliche Auftraggeber mehr investieren sollten, wenn sie ihr 
Potenzial ausschöpfen wollen, Unternehmen zum Schutz der Menschenrechte, der Arbeitsrechte 
und der Umwelt zu bewegen“, schließt Martin-Ortega.
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Anhang

Stellungnahmen und Antworten von HP, Dell und Lenovo auf die Fragen von DanWatch
DanWatch hat Wistron, HP, Dell und Lenovo mit den Ergebnissen seiner Untersuchung konfron-
tiert und die Unternehmen dazu befragt. Nur Dell hat die spezifischen Fragen von DanWatch 
direkt beantwortet. Wistron und HP übermittelten Stellungnahmen, während Lenovo eine allge-
meine Stellungnahme abgab, in der weder auf die spezifischen Untersuchungsergebnisse von 
DanWatch noch auf die von DanWatch gestellten Fragen reagiert wurde.
DanWatch hatte Gelegenheit zu einem telefonischen Interview mit HP und Dell, während Wistron 
und Lenovo ein telefonisches Interview ablehnten.
Nachstehend sind die Stellungnahmen und Antworten von Wistron, Dell, HP und Lenovo unredi-
giert wiedergegeben.

Dell

Die folgenden Antworten wurden von Dell am 19. August 2015 übermittelt:
Danwatch: Die ILO definiert Zwangsarbeit folgendermaßen: „jede Art von Arbeit oder Dienstleis-
tung, die von einer Person unter Androhung irgendeiner Strafe verlangt wird und für die sie sich 
nicht freiwillig zur Verfügung gestellt hat“. Worin besteht der Unterschied zwischen Zwangsarbeit 
und den Zwangspraktika, wie sie von Studierenden beschrieben wurden, die derzeit bei Ihrem 
Lieferanten Wistron Zhongshan arbeiten?

Dell: Mit dem EICC-Audit (Electronic Industry Citizenship Coalition) suchen wir nach Anzeichen 
von Zwangsarbeit wie die Einbehaltung von Reisepässen, Disziplinarstrafen oder die Unfähigkeit, 
das eigene Beschäftigungsverhältnis zu beenden. Wir werden die Praktiken bei Wistron untersu-
chen, um uns zu vergewissern, ob diese Voraussetzungen gegeben sind.

Danwatch: Die Ergebnisse der Untersuchung von DanWatch belegen eine Reihe von Verletzun-
gen des nationalen und internationalen Rechts, darunter der ILO-Konventionen gegen Zwangsar-
beit. Die Dokumentation zum Wistron-Standort Zhongshan steht auch in Widerspruch zum 
CSR-Grundsatz Ihres Unternehmens, keine Zwangsarbeit zu verwenden. Wie beurteilen Sie die 
konkreten Untersuchungsergebnisse von DanWatch generell?

Dell: Dell toleriert keine Zwangsarbeit und wir werden uns unverzüglich mit allen Untersuchungs-
ergebnissen befassen. Dell wurden weder Dokumentationen noch spezifische Fakten (Namen, 
Daten, Kopien von Verträgen, Unterlagen der Lohnbuchhaltung etc.) übermittelt, daher werden wir 
uns unangekündigt an den Standort begeben und alle Dokumente überprüfen, um festzustellen, 
wie gravierend die Situation ist.

Danwatch: Über die beschriebenen Probleme mit Zwangspraktika wurde in den vergangenen fünf 
Jahren in den Medien, wissenschaftlichen Publikationen und von NGOs berichtet. Was haben Sie 
unternommen, um das Problem in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Sorgfaltspflicht und 
eines „Active Ownership“-Ansatzes zu lösen?

Dell: Im vergangenen Jahr schlossen Dell und Apple eine Partnerschaft mit dem Rural Education 
Action Program (REAP) der Universität Stanford, um die Arbeitsbedingungen von Studierenden in 
Elektronikfabriken in der Provinz Hunan in China zu untersuchen. Darauf aufbauend wurde ein 
Bewertungsinstrument entwickelt, das Lieferanten helfen soll, ihre Schulpartner zu bewerten und 
festzustellen, ob die Schule als qualitätsvolle Schule mit guten Lehrkräften, hohen Abschlussquo-
ten und einer angemessenen Beaufsichtigung von Praktikanten zu betrachten ist. Darüber hinaus 



34� Servants of servers

wurden 155 Schulen einer persönlichen Beurteilung durch das Stanford-Team unterzogen und mit 
Leistungspunkten bewertet. Wir haben die Bewertungen und die Bewertungsinstrumente allen 
Mitgliedern der Electronic Industry Citizenship Coalition (EICC) zugänglich gemacht. Ausgehend 
von dieser Arbeit startete die EICC 2015 ein Pilotprogramm zur Zertifizierung berufsbildender 
Schulen mit jährlichen Audits, um sicherzustellen, dass Studierende fair behandelt, angemessen 
bezahlt und in erforderlichem Ausmaß beaufsichtigt werden. Dell leitet die Arbeitsgruppe der EICC 
zu dieser Initiative in Zusammenhang mit studentischen Arbeitskräften.

Danwatch: Dieses spezifische Problem tritt ja immer wieder auf. Unter welchen Umständen wird 
Dell die Zusammenarbeit mit einem Lieferanten beenden, der wiederholt die Rechte von Arbeite-
rInnen missachtet?

Dell: Wir haben Lieferanten gekündigt, die unsere Anforderungen im Hinblick auf die Sozial- und 
Umweltverantwortlichkeit (Social and Environmental Responsibility, SER) nicht erfüllt haben, aber 
wir tun das schweren Herzens. Wenn wir einem Lieferanten kündigen, sind es die Beschäftigten 
der Fabrik, die darunter leiden, denn es wird sich nichts ändern und sie werden weiter schlecht 
behandelt und zur Arbeit gezwungen werden. Stattdessen mischen wir uns ein und verlangen vom 
Lieferanten, Änderungen vorzunehmen. Wir führen wiederholt Überprüfungen durch, um uns von 
den Fortschritten zu überzeugen. Sind Fortschritte feststellbar, werden wir weiter mit ihnen arbei-
ten und weiter Druck ausüben. Nur wenn sie keine Fortschritte mehr erzielen oder sich weigern, 
unseren Verhaltenskodex einzuhalten, beenden wir die Geschäftsbeziehungen. Wir haben 2014 
drei Lieferanten und 2015 einem Lieferanten gekündigt, da sie unsere SER-Anforderungen nicht 
erfüllt haben. Unser Ziel ist, in unserer Lieferkette sinnvolle Veränderungen voranzutreiben, daher 
bevorzugen wir in der Regel, mit einem Lieferanten zusammenzuarbeiten und ihm zu helfen, die 
Arbeitsbedingungen seiner Beschäftigten zu verbessern.

Wir räumen ein, dass es Probleme in der IKT-Lieferkette gibt. Wir arbeiten mit unseren Lieferanten, 
anderen Unternehmen in unserer Branche und sogar mit unseren Konkurrenten zusammen, um 
die Bedingungen zu verbessern und sicherzustellen, dass die an der Herstellung eines Dell-Pro-
dukts beteiligten Arbeitskräfte würdig und respektvoll behandelt und angemessen bezahlt werden 
und auch Umweltbelange berücksichtigt werden. Das wird Zeit in Anspruch nehmen, aber wir 
erzielen stetig Fortschritte.

HP

HP hat DanWatch die beiden folgenden Stellungnahmen am 20. August 2015 bzw. am 25. 
August 2015 übermittelt.
20. August 2015
HP kann auf eine erfolgreiche Erfahrung im ethischen und verantwortlichen Management der 
Arbeitsbedingungen in seiner Lieferkette verweisen und startete 2013 als erstes Unternehmen der 
Branche eine Initiative zum Schutz von studentischen Arbeitskräften und Leiharbeitern.

Wir nehmen alle Vorwürfe ernst und haben, nachdem uns die Vorwürfe im Einzelnen zur Kenntnis 
gebracht worden waren, am folgenden Werktag einen unangekündigten Audit des Standorts 
durchgeführt.
Unsere strenge Vor-Ort-Evaluierung ergab keine Anhaltspunkte für die Existenz unfreiwilliger Prak-
tika, erzwungener Überstunden, illegaler oder unethischer Entlohnungspraktiken, einer Verweige-
rung von Krankenständen oder einer systematischen unmenschlichen Behandlung in Zusammen-
hang mit der Produktion von HP. Bei der Untersuchung wurden jedoch Probleme identifiziert, dar-
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unter das Fehlen einer angemessenen Kontrolle der Arbeitszeiten studentischer Arbeitskräfte und 
Lücken bei der Umsetzung der Grundsätze eines verantwortlichen Umgangs mit studentischen 
Arbeitskräften. Wir werden weitere Untersuchungen vornehmen und erforderlichenfalls Korrektur-
maßnahmen ergreifen.

Wir werden unsere energischen Untersuchungen fortsetzen, um sicherzustellen, dass an diesem 
Standort und an anderen Standorten unserer Lieferkette die hohen und branchenführenden Stan-
dards von HP eingehalten werden und dafür sorgen, dass erforderlichenfalls umgehend Korrektur-
maßnahmen ergriffen werden. Lieferanten, welche die Standards von HP nicht erfüllen, werden 
ihre Praktiken unverzüglich zu korrigieren haben, eventuell Mängelbeseitigungsprogramme durch-
führen müssen und riskieren, das Geschäft mit HP zu verlieren.

25. August 2015
Die unangekündigte Vor-Ort-Untersuchung von HP beschränkte sich auf die Produktion von HP, 
wo HP feststellte, dass es sich bei nur zehn Prozent der Beschäftigten um Studierende handelte 
– weit unter unserem branchenführenden Standard von nicht mehr als 20 Prozent.

Zu Ihrer Information die ursprüngliche Stellungnahme von HP:
[Schreiben vom 20. August, s.o.]

Lenovo

Die folgende Stellungnahme wurde von Lenovo am 29. August 2015 übermittelt.
Allgemeine Stellungnahme zur Einhaltung der Standards für faire Arbeitsbedingungen  
durch Lenovo
Lenovo bekennt sich ohne Einschränkung zu Respekt und Fairness im Umgang mit seinen Mitar-
beitern und zum Schutz ihrer Sicherheit und Gesundheit. Wir bestehen darauf, dass auch unsere 
Lieferanten diese Werte respektieren. Lenovo ist seit 2006 Mitglied der Electronics Industry Citi-
zenship Coalition (EICC) und arbeitet daran, alle Anforderungen einzuhalten, sowohl unterneh-
mensintern als auch extern durch unsere Lieferanten. Wir haben in puncto Umsetzung und Effek-
tivität unserer Programme wesentliche Fortschritte erzielt und versuchen ständig, neue Verbesse-
rungsmöglichkeiten zu identifizieren. 

Wir setzen die Einhaltung der an unseren Standorten geltenden Gesetze und Vorschriften mittels 
unserer Vertrags- und Auftragsbedingungen durch. Darüber hinaus sorgen wir durch separate und 
formelle EICC-Vereinbarungen mit der Mehrheit unserer Lieferanten für die Einhaltung von Arbeits- 
und anderen Nachhaltigkeitsstandards. Über unsere eigene Einhaltung des EICC-Verhaltenskodex 
hinaus, einschließlich einer jährlichen Bewertung und Berichterstattung mittels EICC-Tools sowie 
zweijährlicher Audits durch von der EICC genehmigte unabhängige Dritte, fordern wir die Einhal-
tung des Verhaltenskodex auch in unseren Lieferantenverträgen.

Das Engagement von Lenovo für die Durchsetzung fairer Arbeitsbedingungen drückt sich auch 
darin aus, dass rund 75% des Beschaffungsvolumens des Unternehmens heute auf EICC-Mitglie-
der und/oder Mitglieder der Global e-Sustainability Initiative (GeSI) entfallen. Außerdem haben 
Lieferanten, auf die zusammen 95% der Gesamtausgaben von Lenovo entfallen, bereits eine 
Bewertung ihrer EICC-Compliance abgeschlossen – und 93% dieser Lieferanten wurden von 
unabhängigen, EICC-genehmigten Audit-Firmen geprüft. Darüber hinaus führen wir an allen 
Standorten unserer Lieferanten, die Lenovo-Produkte herstellen, jährliche Gesundheits- und 
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Sicherheitsaudits durch. Das lässt zwar noch Raum für Verbesserungen, doch sind wir stolz auf 
die Fortschritte, die wir in all den Jahren unserer Arbeit an diesen Problemen erzielt haben.

Mit diesen Compliance-Bemühungen hat Lenovo angemessene Maßnahmen ergriffen, um die Ein-
haltung von Arbeitsstandards und anderen Nachhaltigkeitsstandards in unserer Lieferkette sicher-
zustellen. Die Effektivität dieser Politik spiegelt sich in der Reputation von Lenovo als guter Arbeit-
geber und als führende globale Lieferkette wider, wie aus unabhängigen Quellen hervorgeht.

Schließlich stimmen unsere Grundsätze und Praktiken mit der Erklärung der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) über grundlegende Prinzipien und Rechte am Arbeitsplatz überein, und 
Lenovo bekennt sich ohne Einschränkung zum Geist und zur Absicht dieser Erklärung.

Wistron

Wistron übermittelte am 21. August 2015 die folgende Stellungnahme:

Von Schulen organisierte Beschäftigung von Studierenden
Überblick über die diesbezüglichen Aktivitäten

Zweck des Dokuments
Dieses Dokument wird in Reaktion auf Fragen bereitgestellt, die Wistron in Zusammenhang mit der 
Beschäftigung von Studierenden gestellt wurden. Im Dokument werden Fragen etwa zum Typ der 
Studierenden, zu „Zwangsarbeit“, Entlohnung, zur Kommunikation mit Studierenden und zu Regeln 
des Personalmanagements behandelt. Das Unternehmen hofft, dass die bereitgestellten Informatio-
nen für Klarheit im Hinblick auf die Beziehungen zwischen Schulen, Studierenden und Wistron in 
Zusammenhang mit der Entscheidung von Studierenden für eine Beschäftigung bei Wistron sorgen.

Generelle Anmerkungen des Unternehmens

Unser Unternehmen ist mit Anliegen verschiedenster Organisationen konfrontiert, und wir werden 
alle Verbesserungen ins Auge fassen, die zu einem höheren Wohlbefinden unserer Beschäftigten 
beitragen. Wir schätzen alle an uns herangetragenen Anmerkungen und Vorschläge, die uns hel-
fen, Verbesserungen für die Beschäftigten auf allen Ebenen unseres Unternehmens einzuführen. 
Was die von DanWatch erwähnten Studierenden betrifft, so scheinen sie nicht ganz verstanden zu 
haben, welche Wahlmöglichkeiten sie in Zusammenhang mit den Schulprogrammen und der 
Arbeit bei Wistron haben. Soweit Missverständnisse seitens der Studierenden bestehen, werden 
wir sie weiter darüber informieren, welche Wahlmöglichkeiten ihnen von ihren Schulen angeboten 
werden. Wir werden sie auch weiter um Rückmeldungen ersuchen, um uns ihrer Bereitschaft zu 
vergewissern, an einem der Programme in unserem Unternehmen teilzunehmen. Wir werden alle 
Studierenden, die in unser Unternehmen eintreten, eingehend über alle verfügbaren Beschwerde-
kanäle informieren. Wir hoffen, dass wir mit diesen Maßnahmen und zukünftigen Verbesserungen 
unserer Mitarbeiterprogramme dafür sorgen können, dass sich alle Beschäftigten in unserem 
Unternehmen wohl fühlen und zufrieden sind.

Inhalt

Nach den Informationen des Unternehmens befinden sich Studierende aus vier Schulen im Wist-
ron Zhongshan Technology Park. Die Studierenden einer Schule nehmen an einem „Sozialpraxis-
kurs“ teil, während die anderen Studierende hierherkommen, um während ihrer Ferien Geld zu 
verdienen. In beiden Fällen handelt es sich nicht um Praktika-Programme.
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Laut Auskunft der Schulleitung unterscheidet sich ein Sozialpraxiskurs von einem Praktikum-Pro-
gramm. Der Zweck besteht darin, die Studierenden dazu zu bringen, soziale Anpassungsfähigkeit 
zu entwickeln, um ihre individuellen Kompetenzen zu verbessern, und dieser Kurs kann von jedem 
Studierenden belegt werden. Die Schule sucht nach Unternehmen oder Organisationen, die sich 
für den Sozialpraxiskurs für die Studierenden eignen; wenn die Studierenden sich nicht für die 
gewählte Organisation interessieren, können sie selbst nach einer Organisation suchen, benötigen 
aber das Einverständnis der Schule. Auf Basis der Auskünfte der Schule werden die Studierenden 
bei diesem Arrangement zu nichts gezwungen, doch benötigen die Studierenden diesen Kurs für 
ihren Abschluss, da der Kurs Teil des Lehrplans ist. Vielleicht missverstehen die Studierenden die 
Situation.

Seit Oktober 2014 prüfen wir die Bereitschaft aller Studierenden, sobald sie in unserem Unterneh-
men eintreffen. Außerdem informieren wir sie über unser Verfahren zur Beendigung des Beschäfti-
gungsverhältnisses. Dabei ist nur ein Schritt anders als beim Verfahren für reguläre, nicht-studen-
tische Beschäftigte – die Studierenden sollten die anwesenden Lehrkräfte verständigen, bevor sie 
das Kündigungsformular ausfüllen. Dieser Schritt soll sicherstellen, dass die Schulen über den 
Status der Studierenden Bescheid wissen, da sie von den Schulen organisiert werden.

Nach den Informationen der Personalabteilung (HR) sind von den vier Schulen mit 17. August 134 
Studierende aus dem Unternehmen ausgeschieden (120 ohne Verständigung, 14 nutzten das 
formelle Kündigungsverfahren). Von den Studierenden im Sozialpraxiskurs sind 63 ausgeschieden 
(58 ohne Verständigung, 5 mittels Kündigungsverfahren). Diese Informationen veranschaulichen, 
dass die Schulen und Wistron die Studierenden nicht dazu zwingen, in unserem Unternehmen zu 
arbeiten, es steht den Studierenden frei, zu bleiben oder zu gehen.

Die Situation der Studierenden, die während ihrer Ferien Geld verdienen, hat nichts mit den orga-
nisierten Kursen zu tun. Die Schulen kontaktieren Unternehmen, um Gelegenheiten für ihre Stu-
dierenden ausfindig zu machen, und überlassen es ihnen, sich anzumelden. Ob sie arbeiten oder 
nicht arbeiten, hat keinen Einfluss auf die Kurse, die sie an der Schule absolvieren müssen.

Am 14. und 15. August trafen wir mit den Studierenden zusammen, um in Erfahrung zu bringen, 
was sie mit „zur Arbeit gezwungen“ meinten, und vergewisserten uns, dass sie freiwillig hier 
waren, wie wir es auch schon bei ihrer Ankunft getan hatten. Einige von ihnen gaben an, dass sie 
von der Schule hierhergeschickt worden wären, aber diesen Kurs nicht machen wollten, da sie 
den Eindruck hätten, dass sie nichts lernen und hart arbeiten würden. Wir erklärten ihnen neuer-
lich die Beziehungen zwischen der Schule, den Studierenden und unserem Unternehmen, woraus 
sich ergibt, dass sie nach ihrer eigenen Entscheidung im Hinblick auf ihre Bereitschaft ein Aus-
scheiden beantragen können. Der Status im Rahmen des Sozialpraxiskurses jedoch muss mit der 
Schule abgesprochen werden, da sie ein Unternehmen oder eine Organisation finden müssen, 
das bzw. die von der Schule genehmigt ist, wenn sie das selbst organisieren wollen (es kommt 
nicht nur ausschließlich Wistron in Frage). Nach unserem Treffen haben bis jetzt 15 Studierende 
ihr Ausscheiden beantragt, andere haben beschlossen, zu bleiben.

 Wistron Zhongshan stellt Dokumente mit den Regeln des Unternehmens bereit, etwa für die 
Schulung neuer Mitarbeiter, die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses, die Verwaltung von 
Überstunden und Entlohnungsfragen, um sicherzustellen, dass alle die Regeln kennen. Beispiels-
weise gilt bei Wistron die Regel, dass man bei einer Erkrankung in den Krankenstand gehen sollte, 
wenn eine ärztliche Bestätigung der Diagnose vorgelegt wird, für Studierende gilt dasselbe.

Die gesamte Produktion beruht auf Produktionszeitplänen. Wenn bei einem Zeitplan Überstunden 
an gewöhnlichen Werktagen oder arbeitsfreien Tagen nötig sind, sehen die Unternehmensregeln 
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vor, dass das Management zuvor prüfen muss, ob die Beschäftigten dazu bereit sind. Obwohl 
manche Beschäftigte sich bereit erklären, aber dann doch nicht zur Arbeit erscheinen, kann das 
Unternehmen keine Disziplinarmaßnahmen ergreifen, wir können nur andere fragen, ob sie verfüg-
bar sind. Was die Arbeit in der Nachtschicht betrifft, so sind alle Studierenden bereits 18 Jahre alt, 
und da es um Sozialpraxis oder das Geldverdienen in den Ferien geht, kann das für die Produk-
tion verantwortliche Management vorsehen, dass zum Teil auch Nachtschichten gemacht werden.

Außerdem informieren wir alle neuen Mitarbeiter, dass sie sich im Fall einer Regelverletzung durch 
Vorgesetzte oder eines unangemessenen Verhaltens von Vorgesetzten (z.B. Ausstoßen von Dro-
hungen) sich beschweren können. Wir stellen Beschwerdekanäle bereit, etwa eine Mitarbei-
ter-Hotline: 6114 in der Personalabteilung und/oder die Mitarbeitervertreter im Beförderungsaus-
schuss (d.h., wir stellen sie mit Fotos und Kontakt-Telefonnummern während der Schulung neuer 
Mitarbeiter vor, auch in der Cafeteria oder im Wohnheim). Natürlich können sie auch E-Mail und 
die Beschwerdebox in jedem Gebäude verwenden, wenn sie anonym bleiben wollen.

Trotz dieser Maßnahmen des Unternehmens ist es möglich, dass einige wenige Vorgesetzte der 
ersten Ebene sich unangemessen verhalten. Nach einer Untersuchung ergreifen wir Disziplinar-
maßnahmen, und in schweren Fällen wird ihnen eine Stelle ohne Führungsfunktion zugewiesen.

Die Lohnverrechnung bei Wistron obliegt der Personalabteilung (HR), die mit Banken zusammen-
arbeitet und die monatlichen Gehälter auf die Bankkonten der Mitarbeiter überweist. Die Bankkar-
ten aller neuen Mitarbeiter werden von HR beantragt und den einzelnen Mitarbeitern gegen Bestä-
tigung des Erhalts ausgehändigt. Die Banken kommen vor dem Zahltag auf das Firmengelände, 
und neue Mitarbeiter müssen sich anstellen, um mit ihrem Personalausweis ein Passwort für die 
Bankkarte zu bekommen. Nach Erhalt des Passworts aktivieren sie die Karte bei einem Bankoma-
ten oder in der Bank. Aufgrund dieses Systems ist es nicht möglich, dass die Schulleitung irgend-
einen Einfluss auf die Lohnverrechnung des Unternehmens nehmen kann.

Das Anfangsgehalt bei Wistron liegt über dem Mindestlohn in Zhongshan, und alle Studierenden 
werden gleich bezahlt wie reguläre Beschäftigte. Nach dem Eintritt in das Unternehmen kann es 
sein, dass die erste monatliche Zahlung an einen Studierenden kein voller Monatslohn ist, da die 
Bezahlung entsprechend den geleisteten Arbeitstagen erfolgt. Reguläre Auszahlungen sind stets 
monatlich, und wir halten keine Lohnzahlungen zurück.
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